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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschiuß eines 
Interimsabkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Griecheniand infoige des Beitritts neuer Mitgiiedstaaten 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Empfehlung der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Anpassungen des Assoziierungsabkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Griechenland infolge des Beitritts neuer Mit- 
gliedstaaten zu der Gemeinschaft sind von der Ge- 
meiuschaft und Griechenland in einem Ergänzungs- 
protokoll niedergelegt worden. 

Es ist zweckmäßig, daß bis zum Inkrafttreten die- 
ses Protokolls alsbald verschiedene den Warenver- 
kehr betreffende Vorschriften dieses Protokolls in 
Kraft treten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Das Interimsabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland, dessen 
Text dieser Verordnung beigefügt ist, wird im Na- 
men der Gemeinschaft geschlossen. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates notifiziert den Abschluß der 
für das Inkrafttreten dieses Abkommens erforder- 
lichen Verfahren ^). 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Interimsabkom- 
mens wird im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht. 
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Anlage I 


fnterimsabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland 
infolge des Beitritts neuer Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 

GEMEINSCHAFTEN 

einerseits 

und 

DIE REGIERUNG 

DER REPUBLIK GRIECHENLAND 

andererseits, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Anpassungen des Abkommens zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und Griechenland, im folgenden 
„Assoziierungsabkommen" genannt, die infolge des 
Beitritts des Königreichs Dänemark, Irlands, des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord- 
irland, im folgenden „neue Mitgliedstaaten" ge- 
nannt, erforderlich wurden, sind in einem Zusatz- 
protokoll festgelegt, das am ... in Brüssel unter- 
zeichnet wurde. 

Es ist zweckmäßig, bis zum Inkrafttreten dieses 
letztgenannten Protokolls innerhalb kürzester Frist 
verschiedene seiner den Warenverkehr betreffenden 
Bestimmungen durch ein Interimsabkommen in Kraft 
zu setzen - 

HABEN BESCHLOSSEN, dieses Abkommen zu 
schließen, und haben zu diesem Zweck als Bevoll- 
mächtigte ernannt; 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN: 

DIE REGIERUNG 

DER REPUBLIK GRIECHENLAND: 

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und 
gehörig befundenen Vollmachten wie folgt ÜBER- 
EINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Die Bestimmungen des Assoziierungsabkommens 
gelten, soweit sie den Warenverkehr betreffen, für 
den Warenverkehr zwischen den neuen Mitglied- 
staaten und Griechenland, sofern in den Artikel 2 
bis 15 des vorliegenden Abkommens nichts anderes 
bestimmt ist. 

Artikel 2 

1. Während einer am 31. Dezember 1977 ablaufen- 


den Frist v/enden die neuen Mitgliedstaaten 
gegenüber Griechenland die im Assoziierungs- 
abkommen vorgesehenen Senkungen der Zölle 
und Abgaben gleicher Wirkung nach dem glei- 
chen Zeitplan an, den sie bei der Beseitigung der 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung gegenüber 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung anwenden. 

Die Zölle, von denen die neuen Mitgliedstaaten 
j bei diesen Senkungen gegenüber Griechenland 
ausgehen, sind gleich den Zöllen, die sie tatsäch- 
lich am 1. Januar 1972 angewandt haben. 

: 2. Vorbehaltlich der Anwendung, die die Gemein- 
schaft den Bestimmungen von Artikel 39 Ab- 
satz 5 der dem Beitrittsvertrag beigefügten „Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
I sungen der Verträge" bei den spezifischen Zöllen 
^ oder dem spezifischen Teil der gemischten Zölle 

des Zolltarifs Irlands und des Vereinigten König- 
reichs geben wird, werden die Bestimmungen 
I von Absatz 1 unter Abrundung auf die vierte 
I Dezimalstelle angewandt. 

A r t i k e 1 3 

1. Bei Zöllen mit einem Schutz- und einem Finanz- 
zollanteil gilt Artikel 2 für den Schutzzollanteil. 

I 2. Gemäß Artikel 38 der dem Beitrittswerk bei- 
gefügten Akte ersetzen Irland und das Vereinigte 
Königreich die Finanzzölle oder den Finanzanteil 
derartiger Zölle durch eine inländische Abgabe; 
damit wenden sie auf Griechenland die gleiche 
Behandlung wie auf die übrigen Mitgliedstaa- 
ten an. 

Artikel 4 

Die Einfuhrregelungen Irlands für die Waren in An- 
hang I werden gegenüber Griechenland spätestens 
; zu den in den Protokollen Nr. 6 und 7 der dem Bei- 
I trittsvertrag beigefügten Akte vorgesehenen Ter- 
i ininen nach vom Assoziationsrat festzulegenden 
! Modalitäten und an Hand der vorerwähnten Proto- 
I kolle aufgehoben, 
j 

I Artikels 

; Stichtag für die Anwendung der Regelung gemäß 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. April 1975 - 1/4 - 680 70 ~ E ~ Gr 8/75: 

Diese Empfehlung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 2. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsempfehlung ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war der Kommissionsempfehlung nicht beigefügt. 
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Artikel 37 Absatz 2 a und b des Assoziierungsab- 
kommens hinsichtlich der in der Liste in Anhang IIT 
dieses Abkommens nicht aufgeführten landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse durch die neuen Mitglied- 
staaten ist der 1. Januar 1972. 

Der Assoziationsrat kann alle Maßnahmen treffen, 
um die unterschiedliche Höhe der sich aus der Re- 
gelung im obigen Absatz ergebenden Zölle zu ver- 
einheitlichen. 

Artikel 6 

1. Für Waren der Tarifnumrner 22.05 des Gemein- 
samen Zolltarifs eröffnen die neuen Mitgliedstaa- 
ten für die Einfuhr aus Griechenland Jahreszoll- 
kontingente in Höhe der unten aufgeführten 
Mengen und zu Zollsätzen, die denen entspre- 
chen, welche die genannten Mitgliedstaaten am 
1. Januar 1975 auf Einfuhren aus der Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
an wenden: 

Vereinigtes Königreich 6000 hl, 

Dänemark 500 hl, 

Irland 500 hl. 

2. Die Regelung im vorstehenden Absatz gilt für 
die Jahre 1975 und 1976. Sie könnte vor Ende 
1975 überprüft werden, falls dies auf Grund der 
Entwicklung im Weinsektor und der Fortschritte 
bei der Harmonisierung der Agrarpolitik in dem 
genannten Sektor zweckmäßig sein sollte. 

Artikel 7 

Die Gemeinschaft teilt Griechenland vor Ablauf des 
ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkommens 
die Bestimmungen in bezug auf die im Protokoll 
Nr. 5 im Anhang zum Assoziierungsabkommen ge- 
nannten besonderen Regelungen mit, die in Artikel 
113 der dem Beitrittsvertrag beigefügten „Akte über 
die Beitrittsbedingungen und die Anpassung der 
Verträge" genannt sind. 

Artikel 8 

1. In dem in Artikel 2 Absatz 1 genannten Zeitraum 
verringert Griechenland gegenüber den neuen 
Mitgliedstaaten den bestehenden Unterschied 
zwischen den Zöllen und Abgaben gleicher Wir- 
kung, die es gegenüber Drittländern anwendet, 
und den Zöllen und Abgaben gleicher Wirkung, 
die es gemäß dem Assoziierungsabkommen 
gegenüber der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung anwendet. Griechen- 
land geht dabei nach dem gleichen Zeitplan vor, 
nach dem die neuen Mitgliedstaaten die Zölle 
und Abgaben gleicher Wirkung gegenüber der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung beseitigen. 

2. Bei Änderung des Zeitplans, der für die Beseiti- 
gung der durch die neuen Mitgliedstaaten gegen- 
über der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung angewandten Zölle und Ab- 
gaben gleicher Wirkung vorgesehen ist, trifft der 


Assoziationsrat die zur Berücksichtigung dieser 
Änderung notwendigen Maßnahmen. 

3. Der Assoziationsrat kann jedoch geeignete Maß- 
nahmen ergreifen, damit die Senkungen, die 
Griechenland gegenüber den neuen Mitgliedstaa- 
ten vorzunehmen hat, zu den im Assoziierungs- 
abkommen vorgeschriebenen Zeitpunkten er- 
folgen. 

Artikel 9 

1. Bei der Berechnung der Höhe der Einfuhren aus 
der Gemeinschaft, die für die Durchführung von 
Artikel 18 Absatz 2 und Absatz 5 c, Artikel 23 
Absatz 1 b und Artikel 26 des Assoziierungs- 
abkommens zu berücksichtigen sind, werden die 
von Griechenland während der Bezugszeit getä- 
tigten Einfuhren aus den neuen Mitgliedstaaten 
in die Einfuhren aus der Gemeinschaft ein- 
bezogen. 

Diese Regelung darf jedoch nicht dazu führen, 
daß Waren von den gemäß Artikel 23 Absatz 3 
dieses Abkommens notifizierten Listen konsoli- 
dierten Waren gestrichen werden. 

2. Bei der Berechnung der Einfuhren der Gemein- 
schaft aus Drittländern, für welche die Gemein- 
schaft gemäß dem Protokoll Nr. 10 Absatz 3 b im 
Anhang zum Assoziierungsabkommen Zollkon- 
tingente eröffnen kann, werden die von den 
neuen Mitglicdstaaten aus Drittländern getätig- 
ten Einfuhren in diese Einfuhren einbezogen. 

Artikel 10 

Beim Handelsverkehr zwischen den neuen Mitglied- 
staaten und Griechenland werden die Maßnahmen 
von Artikel 7 des Assoziierungsabkommens nur auf 
Waren angewandt, die nach dem . . . (Datum der 
Unterzeichnung dieses Abkommens) aus einem 
neuen Mitgliedstaat oder aus Griechenland ausge- 
führt werden. 

Artikel 11 

Bei Erzeugnissen, die in den ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft und in Griechenland 
unter Verwendung von Erzeugnissen mit Herkunft 
in einem neuen Mitgliedstaat hergestellt wurden, 
die sich weder in den ursprünglichen Mitgliedstaa- 
ten noch in Griechenland im freien Verkehr befan- 
den, kann der Assoziationsrat die Zulassung zu der 
im Assoziierungsabkommen vorgesehenen Regelung 
davon abhängig machen, daß im Ausfuhrstaat ein 
Anteilzoll erhoben wird, solange im Handel zv/i- 
schen den neuen Mitgliedstaaten und Griechenland 
andere Zölle und Abgaben gleicher Wirkung ange- 
wandt werden als im Handel zwischen den ursprüng- 
lichen Mitgliedstaaten und Griechenland. 

Artikel 8 des Assoziierungsabkommens findet An- 
wendung. 

Artikel 12 

Der Assoziationsrat regelt die Verfahren für die 
Zusammenarbeit der Verwaltungen zur Anwendung 
der in Artikel 7 und 8 des Assoziierungsabkommens 
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im Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft und 
Griechenland unter Berücksichtigung der Verfahren, 
welche die Gemeinschaft für den Warenaustausch 
zwischen den Mitgliedstaaten festgelegt hat. 

Artikel 13 

Bis zum Ablauf des ersten Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Abkommens können die Gemeinschaft und 
Griechenland im Handel zwischen den neuen Mit- 
gliedstaaten und Griechenland von der Möglichkeit 
Gebrauch machen, die in Artikel 10 Absatz 4 des 
Assoziierungsabkommens hinsichtlich der Unter- 
schiede zwischen Zollsätzen vorgesehen ist, die sich 
aus der Anwendung der Übergangsbestimmungen 
des Beitrittsvertrags über Zölle durch die neuen 
Mitgliedstaaten ergeben. 

Artikel 14 

1 . Falls in einem neuen Mitgliedstaat ernste Schwie- 
rigkeiten auftreten, die in einem Wirtschafts- 
bereich länger andauern oder eine regionale 
Wirtschaftslage schwerwiegend verändern könn- 
ten, kann die Gemeinschaft bis zum 31. Dezember 
1977 Schutzmaßnahmen zur Wiederherstellung 
einer ausgewogenen Lage ergreifen. 

2. Unter den gleichen Voraussetzungen kann Grie- 
chenland Schutzmaßnahmen gegenüber einem 
oder mehreren der neuen Mitgliedstaaten treffen. 

3. Die in Anwendung von Absatz 1 und 2 getrof- 
fenen Maßnahmen können Abweichungen von 
dem Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der EWG und Griechenland insoweit 
und so lange umfassen, wie dies zur Erreichung 
der in dem genannten Absatz genannten Ziele 
unbedingt notwendig ist. 

4. Dabei sind mit Vorrang solche Maßnahmen zu 
wählen, die das Funktionieren der Assoziation 
am wenigsten stören. 

5. Der Assoziationsrat ist von den ergriffenen Maß- 
nahmen und ihren Anwendungseinzelheiten un- 
verzüglich in Kenntnis zu setzen, über diese 
Maßnahmen können im Assoziationsrat Konsul- 
tationen stattfinden. 

Artikel 15 

1. Dieses Abkommen gilt unter den im Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 


schaft vorgesehenen Bedingungen für die euro- 
päischen Hoheitsgebiete des Königreichs Belgien, 
des Königreichs Dänemark, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik, Irlands, 
der Italienischen Republik, des Großherzogtums 
Luxemburg, des Königreichs der Niederlande und 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland sowie für die europäischen Hoheits- 
gebiete, deren auswärtige Beziehungen ein Mit- 
gliedstaat übernommen hat, einerseits und für 
das Hoheitsgebiet der Republik Griechenland 
andererseits. 

2. Das Abkommen gilt ebenfalls für die in Artikel 
227 Absatz 2 Unterabsatz 1 des Vertrages zur 
Gründung der Gemeinschaft genannten Hohcuts- 
gebiete, und zwar für die Sachbereiche dieses 
Abkommens, die den im selben Absatz vor- 
gesehenen Sachbereichen entsprechen. 

Die Vertragsparteien legen zu einem späteren 
Zeitpunkt im gemeinsamen Einvernehmen fest, 
unter welchen Bedingungen die Bestimmungen 
dieses Abkommens über die sonstigen Sach- 
bereiche auf die genannten Hoheitsgebiete an- 
gewandt werden. 


Artikel 16 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats in Kraft, der auf den Zeitpunkt folgt, zu dem 
sich die Vertragsparteien einander die Durchfüh- 
rung der hierzu erforderlichen Verfahren notifiziert 
haben. 

Es gilt bis zum Inkrafttreten des Zusatzprotokolls, 
längstens jedoch bis zum 31. Dezember 1976. 

Von diesem Zeitpunkt an wird es jeweils still- 
schweigend um ein Jahr verlängert, sofern sich 
keine der Vertragsparteien einen Monat vor Ablauf 
seiner Gültigkeit dagegen wendet. 


Artikel 17 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in dänischer, deutscher, englischer, französi- 
scher, italienischer, niederländischer und griechischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
' bindlich ist. 
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Anhang 1 


Liste der in Artikel 4 genannten Waren 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs ^ 


ex 60.03, 
ex 60.04 

ex 73.35 

ex 85.08 D 
ex 96.01, 
ex 96.02 


Warenbezeichnung 


Strumpfhosen und Strümpfe außer Halbstrümpfen, ganz oder hauptsächlich aus 
Seide oder aus synthetischen oder künstlichen Spinnfasern hergestellt, im Werte 
von höchstens £ 2,50 je Dutzend Paar. 

Federn und Federblätter aus Walzeisen oder Walzstahl, die für Kraftfahrzeuge 
bestimmt sind. 

Zündkerzen und Teile davon aus Metall. 

Besen und Bürsten im Werte von £ 1,50 oder mehr je Dutzend. 

Personenkraftfahrzeuge und Nutzkraftfahrzeuge gemäß Protokoll Nr. 7 der 
Beitrittsakte 


Til bekraeftelse af dette har de undertegende befulmaegtigede sat deres under 
skrifter under denne midlertigede aftale. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unter- 
schriften unter dieses Interimsabkommen gesetzt. 

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have affixed their sign- 
atures below this Interim Agreement. 

En foi de quoi, les plenipotentiaires soussignes ont appose leurs signatures au 
bas du present accord interimaire. 

In fede di che, i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce 
al presente accordo interinale. 

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening 
onder dit Interimsakkord hebben gesteld. 

EI2 ni2Ti2^IN TQN ANQTEPQ, oi :tlrjQ£|oiJaLOL eDeaav xdg i^jtoyQacpdg amcov 
x.dTOjOL tilg KaQovür[(; Svpcpcüviag. 

Udfeerdiget i 
Geschehen zu 
Done at 
Fait ä 
Fatto a 
Gedaan te 

’EveVETO EV 


For Rädet for De europeeiske Faellesskaber 
Im Namen des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
For the Council of the European Communities 
Pour le Conseil des Communautes europeennes 
Per il Consiglio delle Comunitä europee 
Voor de Raad der Europese Gemeenschappen 
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